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Allgemeine Informationen zur Umsetzung  

der datenschutzrechtlichen Vorgaben der  

Artikel 12 bis 14 der Datenschutz-Grundverordnung 

für den Bereich der Versorgung  

 im Zentrum für Personaldienste 
 
 

 

 

 

Vorwort 
 

Um den Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern ihre zustehende Versorgung  
zu gewähren, verarbeitet der Dienstherr durch das Personalamt – Zentrum für Personaldienste 
(im Folgenden Zentrum für Personaldienste) deren personenbezogene Daten. 

Mit der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) hat sich die Europäische Union der Vereinheit-
lichung der Regelungen über die Verarbeitung personenbezogener Daten angenommen. Die ge-
schaffenen Vorschriften der DSGVO gelten in den Mitgliedstaaten unmittelbar und genießen Vor-
rang gegenüber den nationalen Regelungen. 

Daten sind personenbezogen, wenn sie sich auf eine identifizierte bzw. identifizierbare natürliche 
Person beziehen. Keine personenbezogenen Daten sind anonymisierte Daten.  

Wenn das Zentrum für Personaldienste personenbezogene Daten verarbeitet, bedeutet das, dass 
sie diese Daten zum Beispiel erhebt, speichert, verwendet, übermittelt, zum Abruf bereitstellt oder 
löscht. 

Im Folgenden werden Sie darüber informiert, welche personenbezogenen Daten erhoben wer-
den, bei wem sie erhoben werden und was mit diesen Daten gemacht wird. Außerdem werden 
Sie über Ihre Rechte in Datenschutzfragen in Kenntnis gesetzt und an wen Sie sich diesbezüglich 
wenden können. 

Die allgemeinen Informationen gelten für die Zusatzversorgung der Tarifbeschäftigten entspre-
chend. 
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1. Wer sind Ihre Ansprechpartner? 

Im Regelfall ist das Zentrum für Personaldienste für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
verantwortlich.  

Die entsprechenden Kontaktdaten für das Zentrum für Personaldienste sowie für die/den dor-
tige(n) Datenschutzbeauftragte(n) lauten: 

Hausanschrift: Postanschrift: 
 
Zentrum für Personaldienste 
Normannenweg 36 Postfach 26 19 62 
20537 Hamburg 20509 Hamburg 
 
 
E-Mail: zpd-poststelle@zpd.hamburg.de  
 
 
Zentrum für Personaldienste 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter 
Normannenweg 36 
20537 Hamburg 
 
E-Mail: behoerdlicherdatenschutz@zpd.hamburg.de 

 

2. Zu welchem Zweck werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet? 

Um die gesetzliche Aufgabe zu erfüllen, die den Versorgungsempfängerinnen bzw. Versorgungs-
empfängern zustehende Versorgung nach den Vorschriften des Hamburgischen Beamtenversor-
gungsgesetzes (HmbBeamtVG) korrekt zu ermitteln, werden personenbezogene Daten benötigt. 
Nur so ist es möglich den jeweiligen Anspruch auf Versorgung umfassend zu prüfen. 

Der Fachbereich Beamtenversorgung setzt für die Kategorisierung und  Zuordnung von dort ein-
gehenden E-Mails zur jeweils zuständigen Sachbearbeitung ein automatisiertes Verfahren ein. 
Nach erfolgter Kategorisierung zur Zuordnung wird die E-Mail in der Anwendung gelöscht. Die 
Löschfristen in Outlook bleiben hiervon unberührt.  

Das Verfahren wird nicht für die inhaltliche Bearbeitung der eingehenden E-Mails eingesetzt 
und es trifft keine Entscheidungen in der Sachbearbeitung. Entscheidungen in der Sachbearbei-
tung erfolgen ausschließlich durch die Beschäftigten im Fachbereich Beamtenversorgung. Das 
automatisierte Verfahren wird in einer eingegrenzten und technisch geschlossenen Umgebung 
bei dem Dienstleister Dataport betrieben. Die Regeln für die Zuordnungen von E-Mails durch 
das Verfahren werden im Fachbereich Beamtenversorgung festgelegt. Dabei kommen techni-
sche und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen zum Einsatz, um Ihre E-Mails mit personen-
bezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Vernichtung, Verlust oder Verän-
derung sowie gegen unbefugte Offenlegung oder unbefugten Zugang zu schützen. Zu diesem 
Verfahren hat nur ein eng bestimmter Personenkreis Zugang. In den E-Mails enthaltene perso-
nenbezogene Daten werden nicht für die Weiterentwicklung, wie dem Training des Verfahrens, 
genutzt. Die herkömmliche Post per Brief ist von der Verarbeitung durch das o.g. automatisierte 
Verfahren nicht berührt. 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden grundsätzlich in dem bezügerechtlichen Verfahren ver-
arbeitet, für das sie erhoben wurden. Die Erhebung erfolgt anhand der bereitgestellten Daten der 
Personalabteilung und teilweise mittels Fragebögen, welche von den Versorgungsbereichen des 
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Zentrums für Personaldienste oder von der für Sie zuständigen Personalstelle an Sie übersandt 
oder ausgehändigt werden. Die erhobenen Daten werden anschließend in der Versorgungsakte 
erfasst. Nur in den gesetzlich ausdrücklich zugelassenen Fällen dürfen die zur Durchführung ei-
nes bezügerechtlichen Verfahrens erhobenen personenbezogenen Daten auch für andere Zwe-
cke verarbeitet werden. 

Beispiel zur Verarbeitung:  

Die erhobenen Daten werden zur Ermittlung der korrekten Versorgungsbezüge verarbeitet. Das 
Zentrum für Personaldienste prüft auf Grundlage der übersandten Daten unter anderem den Um-
fang der als ruhegehaltfähig anzuerkennenden Dienstzeiten und ermittelt die Höhe des Ruhege-
haltssatzes sowie die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Grundgehalt, Familienzuschlag der Stufe 
1, ruhegehaltfähige Zulagen). Gleichzeitig wird auch die Gewährung des Familienzuschlages ge-
mäß § 61 Absatz 1 HmbBeamtVG (Familienzuschlag insbesondere für im Familienzuschlag zu 
berücksichtigende Kinder aufgrund der Anspruchsberechtigung zum Bezug des Kindergeldes 
nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes) geprüft. In diesem Zusammenhang sind 
die Bezügestellen zur Erhebung und untereinander auch zum Austausch personenbezogener 
Daten berechtigt. Dies ist zum Beispiel dann erforderlich, wenn beide Eheleute Besoldung oder 
Versorgung erhalten, jedoch die Bezügeabrechnungen von verschiedenen Bezügestellen durch-
geführt werden. 
 
Beispiele zur Weiterverarbeitung:  
1. Die vom Zentrum für Personaldienste verarbeiteten Daten werden zum Zweck der Beihilfefest-

setzung – innerhalb des Zentrums für Personaldienste – Fachbereich Beamtenversorgung – 
der Beihilfefestsetzungsstelle zum Abruf bereitgestellt, welche diese dann im Rahmen des 
Beihilfefestsetzungsverfahrens weiterverarbeitet. 

 
2. Die von der Zentrum für Personaldienste – Fachbereich Beamtenversorgung – verarbeiteten 

Daten werden zum Zwecke der Anrechnung aufgrund des Bezuges einer weiteren Versor-
gung, auch einer Hinterbliebenenversorgung bei einem anderen Dienstherrn der dort zustän-
digen Bezügestelle übermittelt. Zu den weiteren Versorgungen zählen auch das Ruhegehalt 
nach dem Senatsgesetz und die Altersentschädigung nach dem Abgeordnetengesetz. 

  

3. Welche personenbezogenen Daten werden verarbeitet? 

Es werden insbesondere folgende personenbezogenen Daten verarbeitet: 

 Persönliche Identifikations- und Kontaktangaben,  
zum Beispiel Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, 
Familienstand, Steuer - Identifikationsnummer und Steuerklasse; 
 

 ergänzend – unter anderem für die Ermittlung der familienbezogenen Bestandteile der 

Versorgung  - 
zum Beispiel  

o Name, Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Anschrift, Berufstätigkeit und Arbeitgeber-
bezeichnung der Ehepartnerin des Ehepartners, der Lebenspartnerin oder des Lebens-
partners 

o Name, Vorname und Geburtstag des Kindes bzw. der Kinder sowie das Kindschaftsver-
hältnis (zum Beispiel: ehelich, nichtehelich, Stiefkind), 

o Angaben über die Beantragung und den Bezug des Kindergeldes,  
o Unterhaltsverpflichtungen von Ledigen und Geschiedenen, 
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o entsprechende Angaben, wenn die Versorgungsempfängerin bzw. der Versorgungsemp-
fänger eine andere Person nicht nur vorübergehend in ihre bzw. seine Wohnung aufge-
nommen hat und ihr Unterhalt gewährt, weil sie oder er gesetzlich dazu verpflichtet ist 
oder aus gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe bedarf sowie über die für den Unterhalt 
der aufgenommenen Person zur Verfügung stehenden Mittel, 

o Bankverbindung, 
o Krankenversicherungsdaten von in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherten: 

Name und Anschrift der Krankenversicherung, Krankenversicherungsnummer, 
o Angaben zum geschiedenen Ehegatten oder früheren Lebenspartner, insbesondere 

auch zu einem durch Entscheidung des Familiengerichts geregelten Versorgungsaus-
gleich, 

o Angaben zum Bezug anderweitigen Einkommens (z. B. Renten, Erwerbs- oder Erwerbs-
ersatzeinkommen, einer weiteren Versorgung, einer Hinterbliebenenversorgung), 

o Angaben zum beruflichen Werdegang, 
o Sozialversicherungsnummer, sofern ein Anspruch auf den Bezug einer Rente aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung besteht,  
o Angaben zu Versicherungsträgern (einschließlich Anschrift) und zu den Versicherungs-

nummern bei einem Anspruch auf die Gewährung einer Betriebsrente (z. B. VBL-Rente) 
oder einer Altersversorgung aus einer berufsständischen Versorgungseinrichtung (z. B. 
Rechtsanwaltsversorgungskammer, Ärzteversorgung, Steuerberaterversorgungswerk).   

 

Darüber hinaus werden Ihre personenbezogenen Daten bei Dritten erhoben, soweit diese ge-
setzlich zur Mitteilung verpflichtet bzw. berechtigt sind.  

Beispiele: 

 Erhebung von Angaben zum Bezug eines Einkommens aus einer Beschäftigung im öffentli-
chen Dienst nach Eintritt des Versorgungsfalls bei der zahlenden Bezügestelle (§ 73 Absatz 
1 HmbBeamtVG) 

 Erhebung von Angaben zum Bezug einer weiteren Versorgung oder einer Hinterbliebenen-
versorgung (§ 73 HmbBeamtVG oder entsprechende landesrechtliche Vorschriften) 

 
Schließlich können öffentlich zugängliche Informationen (zum Beispiel aus Zeitungen, öffent-
lichen Registern oder öffentlichen Bekanntmachungen) verarbeitet werden. 

4. Wie werden diese Daten verarbeitet? 

Im versorgungsrechtlich relevanten Verfahren des Zentrums für Personaldienste werden Ihre 
personenbezogenen Daten gespeichert und dann der Ermittlung der Versorgungshöhe und ein-
zelner Versorgungsbestandteile (z. B. kinderbezogene Anteile im Familienzuschlag, Kindererzie-
hungszuschläge, Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag) zugrunde gelegt. Dabei kom-
men technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen zum Einsatz, um Ihre perso-
nenbezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Vernichtung, Verlust oder Ver-
änderung sowie gegen unbefugte Offenlegung oder unbefugten Zugang zu schützen.  

5. Unter welchen Voraussetzungen dürfen Ihre Daten an Dritte weitergegeben 

werden? 

Alle personenbezogenen Daten, die in einem bezügerechtlichen Verfahren bekannt geworden 
sind, dürfen nur dann an andere Personen oder Stellen (zum Beispiel an andere Bezügestellen 
und Beihilfefestsetzungsstellen) weitergegeben werden, wenn Sie dem zugestimmt haben oder 
die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist.  
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Beispiele 
 Weitergabe personenbezogener Daten an andere Bezügestellen, u. a. zur Ermittlung der An-

spruchsberechtigung des kinderbezogenen Anteils im Familienzuschlag, 
 Weitergabe personenbezogener Daten an andere Versorgungsstellen für die Prüfung einer 

Anrechnung auf die Versorgungsbezüge beim Bezug einer weiteren Versorgung,  
 Weitergabe personenbezogener Daten an andere Beihilfefestsetzungsstellen, z. B. beim 

Wechsel der Zuständigkeit aufgrund des Bezuges einer weiteren Versorgung bei einem an-
deren Dienstherrn. 

6. Wie lange werden Ihre Daten gespeichert? 

Personenbezogene Daten, die in der Versorgungsakte der Versorgungsempfängerin bzw. des 
Versorgungsempfängers erfasst werden, müssen von der Versorgungsstelle nach ihrem Ab-
schluss – also spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem die letzte Versorgungsverpflichtung ent-
fallen ist –  fünf Jahre aufbewahrt werden. Abweichend hiervon besteht eine Aufbewahrungsfrist 
von 30 Jahren, wenn ein Wiederaufleben des Versorgungsanspruches  möglich ist.   

7. Welche Rechte (Auskunftsrecht, Widerspruchsrecht usw.) haben Sie? 

Sie haben nach der Datenschutz-Grundverordnung verschiedene Rechte. Einzelheiten ergeben 
sich aus den Artikeln 15 bis 18 und 21 der Datenschutz - Grundverordnung.  

 Recht auf Auskunft (Artikel 15 DSGVO) 

Sie können Auskunft über Ihre verarbeiteten personenbezogenen Daten verlangen. In Ihrem Aus-
kunftsantrag sollten Sie Ihr Anliegen präzisieren, um das Zusammenstellen der erforderlichen 
Daten zu erleichtern.  

 Recht auf Berichtigung (Artikel 16 DSGVO) 

Sollten die Sie betreffenden Angaben nicht (mehr) zutreffend sein, können Sie unverzüglich eine 
Berichtigung verlangen. Sollten Ihre Daten unvollständig sein, können Sie eine Vervollständigung 
verlangen. 

 Recht auf Löschung/„Recht auf Vergessenwerden“ (Artikel 17 DSGVO) 

Sie können unter bestimmten Voraussetzungen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbe-
zogenen Daten verlangen. Die daran anknüpfende Verpflichtung der verarbeitenden Stelle zur 
unverzüglichen Löschung hängt u. a. davon ab, ob die Sie betreffenden Daten von der zuständi-
gen Bezügestelle zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben noch benötigt werden. 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Artikel 18 DSGVO) 

Sie haben unter bestimmten Voraussetzungen das Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung 
der Sie betreffenden Daten zu verlangen.  

 Recht auf Widerspruch (Artikel 21 DSGVO) 

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit 
der Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten zu widersprechen. Allerdings 
kann dem nicht nachgekommen werden, wenn der Verantwortliche zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen kann, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten über-
wiegen oder wenn die Verarbeitung der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen dient. 
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 Recht auf Beschwerde (Artikel 77 DSGVO) 

Wenn Sie der Auffassung sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten gegen die DSGVO verstößt, können Sie bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde 
Beschwerde einlegen. Dies ist die/der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit. 

 

Die entsprechenden Kontaktdaten der/des Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit lauten: 
 
Haus- und Postanschrift: 
 
Hamburgischer Beauftragter für den Datenschutz und Informationsfreiheit 
Ludwig-Erhard-Straße 22 
20459 Hamburg 
 
 
E-Mail: mailbox@datenschutz.hamburg.de 
 

Allgemeine Hinweise zu diesen Rechten: 

In einigen Fällen kann oder darf Ihrem Anliegen nicht entsprochen werden. Sofern Ihrem Anliegen 
aus gesetzlichen Gründen nicht entsprochen werden kann, wird Ihnen der Grund für die Verwei-
gerung mitgeteilt. 

 


